
BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 

- 2 BvR 1936/22 -

IM NAMEN DEJVOLKES 

In dem Verfahren 
 üb'er 

die Verfa'ssurigsbeschwerde 

 
 

- Bevollmächtigte: Prof. Dr. Christine M. Graebsch, 
kanzlei@d r.burkhardt, 

. Alfred-Trappen-Straße 34, 44263 Dortmund - . 

gegen den Beschluss des Landgerichts Chemnitz 
- auswärtige Strafvollstreckungskammer Döbeln -
vom 13. September 2022 - DL II StvK 271/22 -

u n d Antrag auf Bewilligung von Prozessküstenhilfe 
und Beiordnung von Professorin Dr. Graebsch 

hat die 1. Kammer des zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch 

. die Vizepräsidentin König 

und die Richter Maidowski, 

Offenloch 

am 19. Dezember 2023 einstimmig beschlossen: 
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1. Der Beschluss des Landgerichts Chemnitz - auswärtige Strafvollstre� 
ckungskammer Döbeln - vom 13. September 2022 - DL II StVK 
271/22 - verletzt den Beschwerdeführer in seinem'Grundrecht aus . . 
Artikel 19 Absatz 4 des Grundgesetzes: '   ....._  ·

2. Der Beschluss wird aufgehoben u11d die Sache an das Landgericht 
Chemnitz zu rückverwiesen. 

3. Der Freistaat Sachsen hat dem Beschwerdeführer seine notwendi
gen Auslagen im Verfassungsbeschwerdeverfahren zu erstatten. 
Damit erledigt sich-der Antrag auf Bewilligung von Prozesskosten
hilfe und Beiordnung der Bevollmächtigten des Beschwerdefüh
rers .. 

4. Der Wert des Gegenstands der anwaltlichen Tätigkeit wird auf 
15.Q00 (in Worten: fünfzehntausend) Euro festgesetzt. 

Gründe: 

Der inhaftierte Beschwerdeführer wendet sich gegen einen in einem Eilrechtsschutzver
fahren ergangenen Beschluss betreffend seine Verlegung in eine andere Justizvollzugsan
sta lt. 

1. 

1 
' 

Der Beschwerdeführer verbüßt eine lebenslange Freiheitsstrafe mit anschließender 2 
Sicherungsverwahrung.Er befindet sich seit dem 5. August 2002 in Haft. Zunäc'hst war er in 
der Justizvollzugsanstalt Tanna (Thüring·en) inhaftiert. Ab dem 27. Mai 2016 absolvierte er 
eine Sozi'altherapie in der Justizvollzugsanstalt Waldheim (Sachsen} (1.). Von dort wurde 

  

er am 20. Juli 2020 aus Sicherheitsgründen in die Justizvollzugsanstalt Dresden (Sachsen) 
verlegt (2.). Am 10. August 2022 folgte die in Streit stehende Verlegung .in die Justizvoll
zugsanstaltTonna (Thüringen),wo sich der Beschwerdeführer seitdem befindet (3.). 

1. a) In der Fortschreibung des-Vollzugs- und Eingliederungsplans der Justizvollzugsan- 3 
stalt Waldheim vom 25. März 2019 wurde niedergelegt, dass die Unterbringung des Be
schwerdeführers in der Sozialtherapeutischen Abteilung wegen in dessen Person liegen-  
der Gründe beendet werden solle. Zwar sähen die Konferenzteilnehmer bei dem Be-· 
schwerdeführer durchaus Ansätze einer positiven Verhaltensänderung. Es besteh.e aber 
nach wie vor eine fehlende Motivation, und es mangele ihm an Einsicht in behandlungsre
levante Problembereiche. Eine Änderung dieses Defizits sei nach der bisherigen Zeit des 
Beschwerdeführers in der Sozialtherapeutischen Abteilung nicht zu erwarten. 
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b) Mit im Anschluss daran ergangenem Bescheid vom 22. Juli 2019 verfügte die Justiz- 4 
vollzugsanstalt Waldheim die Beendigung der Unterbringung des Beschwerdeführers in 
deren Sozialtherapeutischer Abteilung sowie seine Rückverlegung in „die für ih,n zustän
dige" Justizvollzugsanstalt Tanna. Zwar lägen die Voraus.setzungen für eine Unterbringung 
des Beschwerdeführers in einer Sozialtherapeutischen Abteilung gemäß § 17 Abs. 2 
des Sächsischen Strafvollzugsgesetzes (SächsStVollzG) grundsätzlich vor. Allerdings sei 
nach äessen nunmehr über dreijähriger Behandlung in der Sozialtherapeutischen Abtei-
lung der Justizvollzugsanstalt Waldheim festzustellen, dass das Ziel der Behandlung aus 
Gründen, die in der Person des Beschwerdeführers lägen, nicht erreicht werden könne 
(§ 17 Abs. 5 SächsStVollzG). Daher sei sein Aufenthalt in der dortigen Sozialtherapeutischeh 
Abte.ilung zu beenden. 

c) Mit Beschluss vom 13. Mai 2022 hob das Landgericht Chemnitz den Bescheid der Justiz-:- 5 
vollzugsanstalt Waldheim vom 22. Juli 2019 insoweit auf, als darin die Rückverlegung des 
Beschwerdeführers in die Justizvollzugsanstalt Tanna angeordnet wurde, und wies die Sa-
che zur erneuten Entscheidung unter Beachtung der Rechtsauffassung der Strafvollstre
ckungskammer an die J1,1stizvollzugsanstalt Waldheim zurück. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts hätten Gefangene bei Verlegungsentscheidungen einen 
Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung. Mit Beendigung der Sozialtherapie habe 
eine Rückverlegung demnach nicht automatisch angeordnet werden dürfen, sondern es 
hätte ein verbleib des Beschwerdeführers innerhalb des Regelvollzugs der Justizvollzugs-

 anstalt Waldheim beziehungsweise einer anderen sächsischen Vollzugsanstalt geprüft 
werden müssen. Die Justizvollzugsanstalt Waldheim habe in der angegriffenen Verfügung 
 indes keinerlei Abwägung getroffen, sondern „automatisiertl  entschieden, dass der Be
schwerdeführer in die entsendend_e Justizvollzugsanstalt zurückzuverlegen sei. 

2. Noch während des laufenden gerichtlichen Verfahrens um die Rechtmäßigkeit der Ver- 6 
legungsentscheidung vom 22. Juli 2019 verfügte die Justizvollzugsanstalt Waldheim mit 
- noch am selben Tag vollzogenem - B�scheid vom 20. Juli 2020 gemäß § 76. SächsStVollzG 
aus Sicherheitsgründen die unmiHelbare Verlegung des Beschwerdeführers in die Justiz
vollzugsanstalt Dresden. Diesen Bescheid hob das Landgericht Chemnitz mit (weiterem) 

 Beschluss vom 13. Mai 2022 ebenfalls auf. Es lasse sich nicht feststellen, dass im Zeitpunkt 
des streitgegenständlichen Bescheids eine .derart hohe Sicherheitsgefährdung vorgelegen 
habe, die eine sofortige Verlegung des Beschwerdeführers erforderlich gemacht hätte. Der 
Beschluss schließt mit dem Hinweis der Strafvollstreckungskammer, der Beschwerdeführer 
sei zur Folgenbeseitigung in die Justizvollzugsanstalt Waldheim zurückzuverlegen, wobei 
es vor dem Hintergrund, dass er sich „seit mehr als -z Jahren" (wohl gemeint: seit fastzwei 
Jahren) in der Justizvollzugsanstalt Dresden befinde, hierfür einer weiteren Abwägung 
bedürfe. 
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1111 
:  li 

�ine Rückverlegung des Beschwerdeführers in die Justizvollzq� anstalt Waldheim  7 
erfolgte indes nicht; e� verblieb zunächst in der Justizvollzugsanstaltjq

j
esden: 

 11, 3. a) Mit Bescheid vom 22. Juni 202·2 verfügte die Justizvollzugsarls alt Waldhe·im - die 8 
 davon ausging, sie habe vor dem Hintergrund der mit Beschluss des Landgerichts Chemnitz 
vom 13. Mai 2022 erfolgten (Teil-)Aufhebung des Bescheids vom 22. JL!�i 2019 (siehe oben 
Rn. 5) nunmehr.erneut über die Verlegung des Beschwerdeführers zu e�tscheiden -::- die Zu-
rückverlegung des Beschwerdeführers „in die für ihn s_achlich Lind örtlkh zuständige Jus-

. • • 
. 1 

tizvollzugsanstalt des Freistaates Thüringen". Nach Beendigung der Sozialtherapie und. • ' 

eingehender Prüfung insbesondere von Resozialisierungsaspekten! bestünden keine 
Gründe für den weite_ren verbleib des Beschwerdeführers in der JJstizvollzugsanstalt 
Waldheim oder einer anderen sächsischen Justizvollzugsans_talt. Nachdem der ursprüngli-

. ehe Verlegungsgru'nd - die sozialtherapeutis.�heBehandlung - entfalle� sei, sei die Zustän
 digkeit'für den Beschwerdeführer auf den Freistaat Thüringen übergeg�ngen. 

Ein verbleib in der Justrzvollzugsanstalt Waldheim komme nicht in Betracht, wei( die Ab- 9 
teilUng für Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung - wo 

. • . l 

der Beschwerdeführer im Falle seines Verbleibs unterzubringen wäre:.;. iin örtlicher, sachli.,. 
. eher und fachlicher Einheit mit der Abteilung für Sozialtherapie etabli�rt sei und der glei
chen Struktur'folge, von welcher der Beschwerdeführer schon währencl  seiner Teilnahme 
an der Sozialtherapie nicht habe profitieren können. Eine Integration-in diese Abteilung . . . 
wäre für die Resozialisierung des Beschwerdeführers n,ithin nicht förderlich. Eine Verle
gung des Beschwerdeführers in den Regelvollzugsbereich der Justizvollzugsanstalt Wald
heim sei nicht angeze·igt, weil der B�handlurigsauftrag, der sich aus dem Ultima-Ratio-Ge
bot der Sicherungsverwahrung ergebe, dort kaum umsetzbar sei. 

. Soweit der Beschwerde.führer aktuell in der Abteilung für Strafgefangene_ mit vorbehal- 10 
ten.er oder angeordneter Sicherungsverwahrung der Justizvollzugsanstalt Dresden unter
gebracht sei, sei diese Abteilung gebeten worden, eine Prüfung vorzunehmen, wie seine 
weitere vollzugliche Entwicklung v�rlaufen sei und welche Behandlungsprognose gest�llt 
werde. Die Justizvollzugsanstalt Dresden habe insoweit ausgeführt, dass eine vertiefte und 
nachhaltige Auseinandersetzung mit den Ursachen der Straffälligkeit beziehungsweise der 
PersönUchkeit des Beschwerdeführers nicht sJattgefunden habe und unter d�n gegebenen 
Umständen nicht abzusehen sei. Der Beschwerd�führer hege ein tiefes Misstrauen gegen-
über der dortigen Fachdienstgruppe, sod�ss eine therapeutische Beziehung nicht -habe 
hergestellt werden können. Die Teilnahme -an einer angebotenen Gruppenmaßnahme 
habe er ebenfalls abgelehnt. Hinzu komme, dass in der Justizvollzugsanstalt Dresden keine 
sozialtherapeutische • Behandlung zur Verfügung stehe. Der Beschwerdeführer habe · zLi 

.  einigen wenigen Mitgefangenen ·Kontakt; Ambitfoilen, mit anderen Gefangenen in Kontakt 
zu kommen, habe er nicht. 
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Die Aussagen des Beschwerdeführers hir:isichtlich sein.es Verlegungswunsches seien im 11 
Übrigen widersprüchlich .  Am 30. Mai 2022 habe erdie sofortige Verlegung in die Justiz
vollzugsanstalt Waldheim beantragt; in einem Gespräch am 9. Juni 2022 habe er jedoch 
angegeben, gegebenenfalls in der Justizvollzugsanstalt Dresden verbleiben zu wollen. So-
weit er dort aktuell einer Arbeit im Broschürenversand nachgehe, rechtfertige dies seinen 
verbleib nicht. Eine Arbeitsaufnahme sei auch in einer anderen JustizvollzUgsanstalt mög-
lich. soziale Kontakte außerhalb des Vollzugs bestünden im Raum Dresden nicht. Soweit 

  

der Beschwerdeführer seit dem 4. Mai 2022 ehrenamtlich betreut werde, habe noch kein 
intensiver Kontaktaufbau stattgefunden. Seine familiären Beziehungen lägen in Thü�in
·gen; ein Besuch der Eltern habe in Sachsen nicht stattgefunden. 

Im Ergebnis komme ein verbleib des Beschwerdeführ-ers weder in der Justizvollzugsan-  12 
stalt Waldheim noch in der Justizvollzugsanstalt Dresden in Betracht. Zur Förderung seiner 
Resozialisierung sei ein Neu_start erforderlich. 

b) Der Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 10. August 2022 bekanntgegeben. Un- 13 
mittelbar im Anschluss wurde er in die Justizvollzugsanstalt Tanna verlegt. Noch am selben· 
Tag wandte sich die Bevollmächtigte des Beschwerdeführers an d.ie Justizvollzugsanstalt 
Dresden, kündigte einen Antrag auf gerichtlichen Eilrechtsschutz an und bat erfolglos-da·-
rum, von der Vollziehung der Verlegung bis zu einer Entscheidung der Strafvollstreckungs
kammer abzusehen. Eine sofortige Verlegung des Beschwerdeführers in die Justizvollzugs:. 

.   

anstalt Tanna stehe im direkten Widerspruch zu den Ausführungen des Landgerichts Chem-
nitz in seiner Entscheidung vom 13. Mai 2022 (siehe oben Rn. 6). 

c) Am 24. August 2022 stellte der Beschwerdeführer durch_ seine Bevollmächtigte einen 14 
gegen die Justizvollzugsanstalt Waldheim gerichteten Antrc1g auf gerichtliche Entschei-
dung sowie einen Eilrechtsschutzantrag dahingehend, den Bescheid vom 22. Juni 2022 
aufzuheben und die Justizvollzugsanstalt Waldheim zu verpflichten, die bereits eingetre
tenen Folgen der Verlegungsentscheidung bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache 
rückgängig zu machen sowie seine Rückverlegung in den Strafvollzug des Freistaats Sach-
sen zu veranlassen. Er sei von der Verlegung am 10. August 2022 überrascht worden 1,1nd 

   

habe keine Möglichkeit gehabt, hierzu mit seiner Rechtsbeiständin Rücksprache zu halten. 
Richtigerweise hätte in Umsetzung des Beschlusses des Landgerichts Chemnitz vom 13. Mai 

 .  l  

2022 seine Rückverlegung in die Justizvollzugsanstalt Waldheim erfolgen müssen. Der Be-
scheid vom 22. Juni 2022 sei rechtswidrig und verletze ihn in seinen Rechten. Da er sich in 
der Justizvollzugsanstalt Dresden befunden habe, sei schon keine Zuständigkeit der Justiz
vollzugsanstalt Waldheim für die angefochtene Verlegungsentscheidung ersichtlich. Die 
vom Landgericht Chemnitz mit Beschluss vom 13. Mai 2022 tenorierte Neuverbescheidung 
durch die Justizvollzugsanstalt Waldheim hätte lediglich erfolgen dürfen, wenn z�vor die 

  

erfolgte rechtswidrige Verlegung in die Justizvollzugsanstalt Dresden rückgängig gemacht 
worden wäre und er sich wieder in der Justizvollzugsanstalt Waldheim befunden hätte. 
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II, 
i 
1 

 Die erfolgte Verlegung 'in die Justizvollzugsanstalt Tanna sei umgeh. d im Wege des ge- 15 
  1 

 

richtlichen Eilrechtsschutzes rückgängig zu machen. Anderenfalls b, stünde die Gefahr 
langanhaltender Verfahren betreffend seine Verlegung, an deren Ende sich gegebenen
falls die Rechtswidrigkeit der Verlegung erst nach mehrmonatigem Aufenthalt in der Jus
tizvollzugsanstalt Tonna ergebe. Im Ergebnis drohe ihm somit, dass durch das Festhalten 
an der Vollziehung der Verlegung Tatsachen geschaffen würden, die auch dann, w�nn sich 
die Maßnahme bei richterlicher Prüfung nachträglich als rechtswidrig erweise, nic.ht mehr 
oder bloß mit starker Verzögerung rückgängig gemacht werden könnten. 

' 
' 

Auch die inhaltlichen Argumente der Justizvollzugsanstalt Waldheimiseien in vielfacher 16 
Hinsicht nicht zutreffend. Die Verlegungsentscheidung entbehre einer:rechtlichen Grund-
lage und verstoße gegen das Resozialisierungsprinzip. Weiterer Vortrag dazu erfolge nach  
einer Besprechung des Beschwerdeführers mit seiner Bevollmächtigten, die ihn hierzu.in 
der Justizvollzugsanstalt Tanna aufsuchen müsse. 

d) Mit Schreiben vom 6. September 2022 teilte die Bevollmächtigte des Beschwerdefüh- 17 
rers mit, sie [labe den Beschwerdeführer bislang nicht aufsuchen könn�n, da dieser sic�1 in 
der JustizvollzugsanstaltTonna in Quarantäne befinde. Für eine EntscTh�!idung über den Eil-

 '' 1,  

rechtsschutzantrag sei es daher nicht erforderlich, eine weitere Stelllii�1gnahme abzuwar-
ten. 

e) Mit angegriffenem Beschluss vom 13. September 2022 wies das Landgericht Chemnitz 18 
den Antrag auf Aussetzung der Verlegung gemäß§ 114 Abs. 2 StVollzG zurück. Nach dieser 
Regelung könne das Gericht den Vollzug der angefochtenen Maßnahme aussetzen, wenn 
die Gefa�1r bestehe, dass die Verwirklicl1ung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder 
wesentlich erschwert werde und ein höher zu bewertendes Interesse am sofortigen Voll-
zug nicht entgegenstehe. Die Gefahr der Rechtsvereitelung müsse vom jeweiligen Antrag
steller dargelegt und glaubhaft gemacht werden. Hierzu -�abe äer Beschwerdeführer 
- abgesehen davon, dass die Maßnahme rechtswidrig sein könnte - nichts vorgetragen. 
Eine Interessenabwägung sei daher nicht möglich. �s ergebe sich auch nicht, ob ein grö-
ßeres Interesse am verbleib in der Justizvollzugsanstalt Dresden ausiResozialisierungs
gründen bestehe beziehungsweise warum eine Rückverlegung in die J�stizvollzugsanstalt 
Waldheim einem höher zu bewertenden Interesse am sofortigen Vollzüg entgegenstehen 
Sollte. Die Gefahr einer Rechtsvereitelung sei nicht gegeben. 

f) Ob das Landgericht Chemnitz inzwischen über.den Hc!uptsacheantrag des Beschwerde-  19 
führers vom 24. August 2022 entschieden hat, ist nicht mitgeteilt worden. 
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II. 

1. Mit seiner fristgerecht erhobenen Verfassungsbeschwerde, die mit einem Antrag auf 20 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung seiner Bevollmächtigten verbunden 
ist, wendet sich der Beschwerdeführer gegen den Beschluss des Landgerichts Chemnitz 
vom 13. September 2022 und rügt eine Verletzung von Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 
Abs. 1, Art. 19 Abs. 4 und Art. 103 Abs. l GG. 

Ein der Rechtfertigung bedürftiger Eingriff in das Resozialisierungsprinzip sei schon dann 21 
anzunehmen, wenn ein Gefangener gegen seinen Willen tn eine andere Justizvollzugsan-
stalt verlegt werde (unter Verweis auf BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zwei�en Senats· 
vom 17. August 2021 - 2 BvR 1368/20 -, Rn. 21). Die Strafvollstreckungskammer dürfe 

 schon deswegen auch im Eilverfahren nicht anstelle einer eingehenden Auseinanderset
zung einseitig darauf verweisen, dass der Beschwerdeführer keine schweren und unzu
mutbaren I\Jachteile durch die Verlegung dargelegt habe (unter Verweis auf BVerfG, Be.
schluss der 2 .  Kammer des zweiten Senats vom 29. Mai 2015 - 2 BvR 869/15 -, Rn. 19). Die 
Kammer verkenne .den Inhalt des Resozialisierungsprinzips, indem sie davon auszugehen 
scheine, dieses könne nur verletzt sein, wenn ein Antragsteller einen individuellen kon-  
kreten Grund benennen könne, weshalb er während der Dauer des Hauptsacheverfahrens 
in der Anstalt verbleiben .müsse, in der er sieh gerade befinde. Ein höher zu bewertendes 
Interesse am sofortigen Vollzug setze das Landgerichtvoraus, ohne hierfür auch nur ir-. . 
gendeine Begründung zu geben. Im vorliegenden Fall sei zudem zu berücksichtigen, dass 
der Beschwerdeführer - wie vom Landgericht Chemnitz mit Beschluss vom 13. Mai 2022 

 selbst festgestellt - mehr als zwei Jahre rechtswidrig in der Justizvollzugsanstalt Dresden 
untergebracht gewesen sei. Darüber hinaus sei in der Rechtsprechung des Bundesverfas
sungsgerichts anerkannt, dass es im Verfahren nach § 114 Abs. 1 (gemeint: Abs. 2) Satz 1 
StVollzG entgegen der Auffassung der Strafvollstreckungskammer sehr wohl darauf an-. 
kommen könne, ob der Antragsteller mit seinem Rechtsbehelf voraussichtlich Erfolg haben 
werde (unter Verweis _auf BVerfGK 7, 403 <409>; BVerfG, Beschlus.s der 2. Kammer des 
zweiten Senats vom 21. Januar 2015 - 2 BvR 1856/13 -, Rn. 12). Eine summarische Prüfung 
der Erfolgsaussichten in der Hauptsache, die von der Strafvollstreckungskarnmer vorlie
gend unterlassen worden sei, hätte offenbart, dass die Verlegungsentscheidung der Jus
tizvollzugsanstalt Waldheim rechtswidrig sei. Am sofortigen Vollzug einer offensichtlich 

• rechtswidrigen Maßnahme könne kein Interesse bestehen, dem irgendwelche Argumente 
zum Verbleib gegenübergestellt werden müssten, zumal es selbstverständlich sei, dass bei 
einem Aufenthalt von mehr ·als zwei Jahren in einer Justizvollzugsanstalt entsprechende 
Bindungen entstanden seien. 

Hätten die Vollzugsbehörden eine transparente Entscheidungsfindung vorgenommen, 22 
insbesondere den Beschwerdeführer vor Erlass des· Bescheids angehört, so hätte dies 
außerdem für seine Resozialisierung maßgebliche Gesichtspunkte zutage gebracht, die für 
die Frage der Folgenbeseitigung der rechtswidrigen Verlegung in die Justizvollzugsanstalt 
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11 ,• 1 
1 / f. 

. 1 . . 

_ D resde n  von �� leva n z  gewesen  wä ren u nd oer a n g e o rd n eten Ver le j � g i n  d ie J u st i zvo ll-
zug s a n sta lt Tan na entgeg e n g e sta nd e n  h ätte n .  • . . 1 1  j .  

i t ,l 

Au s d e n be re its g e n a n nten G rü n d e n  ve rletze d e r  a ngeg r'i ffe n e  Besch l�s s  d e n  Beschwer- 2 3  
defü h re r  zu g le i ch i n  s e i n e m  Recht a uf effekt ive n  Recht�sch utz . Hi nzu ko m m e · i n sowe it ,  
d a ss d e m  B eschwerd efü h re r syste m at i sch  d i e  Mög l i ch ke it  g e n o m m e n  �ord e n s e i ,  vo r  der 
V� r le g u ng  u m  Rechts sch utz n a chzusuche n .  Obwo h l  d i e  Ver le g u n g  la n;gfr ist i g g e p la nt g e -

, 

wesen u n d  d e r  e nts p rech e n d e  Besc he i d  be re its a m  22 .  J u n i  2022 e r la ss en  wo rd e n  s e i ,  se i ' • 
i h m  d i e s e r  e rst i m  Zuge  d e s  Vo llzu g s  d e r  Ve rleg un g se ntsch e i d u n g  a u sg e h ä n d i gt wo rd e n .  

S ch l i e ßl i ch l i eg e e i n  Ve rstoß geg e n  d a s  ve rfa ss u n g s recht l i ch  g a ra nt ierte re cht l i ch e Gehör  24  
d a r i n ,  d ass  d a s  La ndg er i c ht es  unterlas sen  habe ,  G rü n d e  fü r e i n en Verb le i _b des Bes c hwer
d efü h re rs i m  Strafvo llzug des Fre i sta ats Sach sen  zu  p rüfe n .  D i es ge lte i ns besondere  des-
h a lb ,  we i l  i h m  d i e  b e re its a m  22. J u n i  2022 ,ve rfasste Ver le g u rigsentsch e i d u n g  e rst im Ze it-  

p u n kt i h re s  1/0 l lz ug s  a m  10 .  Au gu st 2022 a u sg e h ä n d igt  worde n u nd e r  h ie rzu  n i cht a ng e -
• h ö rt word e n  se i .  D i e  E ntsch e id u n g  d e r  St rafvo l lst recku n gska m m e r  :setze d ie se n Anh ö 

ru n gsve rstoß d e r,J u st i zvo l lz u g sa nsta lt Wa ld he i m  led i g l i c h  fo rt , wesha lb s i e  z u r  E rsc höp -
• fu ng  de s  Rechtswegs  n i cht  m it e i n eJ G e h ö rs rü g e  a n g eg r iffen werd e n  � Lisse . 

2 .  D i;l s  Sä ch s i s c he  Sta ats m i n i ste r i u m  d e r  J u st_i z  u n d  fü r Df;!m □ k rat i e ,  Eu ro p a  u n d  G le i c h stel- 2 5  
Lu n g  h at v o n  d e r  i h m  e i n g e räu mten  M ö g li ch ke it zu r Ste l lu n ·g n a h m e  ke i n e n  Ge b r.a u ch ge 
macht .  

� - D i e  Akte des fa chge r i cht l i c hen  Ve rfa h re ns h at dem B u n d esve rfassu n g sg e r i cht  vo rg e le- 2 6  
gen . _ ·  

HI. 

D i e  An n a h m e  d e r  Ve rfass u n g s b eschwerd e  z u r  E ntsch e i d u ng i st zu r D u rc h setz u n g  d e r  2 7  
. G ru n d rechte d es Beschwerd efü h r e r.s a n gez e i gt ( §  93a  Ab s .  2 B u c h stab e  b BVerfGG ). D i e  fü r 
d i e  Beu rte i lu n g  de r  Verfa s s u n gsbes chwerd e m a ßgeb l i c h en  ve rfa ss u n g s rechtl i c h en F ra g e n  
s i n tl  d u rc h  .das  B u n desverfa ss u n g sg e r i cht b e re its e ntsch i e d e n .  N a c h  Maßga be d i eser  E nt
s che i d u n g e n  i st d i e  Ve rfa ssu ng sbe schwe rd e z u lä s s ig  u n d  in e i ne m  d ie Ka m me rzustä n d ig 
ke it b e g rü n de n den  S i n n e  offens i cht l i c h  beg rü nd et (§  9 3 c  Abs .  1 Satz 1 BVe rfGG ) .  

1 .  D e r  a n g e g r iffe n e  Besch luss  d es La ndge r i chts  ve rletzt def!  Bes chwe rdefü h re r  i n  se i n e m  . 28  
G ru n d recht a uf effe kt iven Re chts s chutz a u s  Art. 19  Ab s .  4 GG .  

a )  A rt .  1 9  Ab s .  4 G G  g ewäh rle i stet  n i cht n u r  da s  fo rme lle Recht  und  d i e theo ret i s_ch e  M ög- 29  
l i c h ke it ,  d i e  Ge r i chte a nzurufe n ,  son d e �n g i bt dem Bü rg e r  e i n en  An sp ru ch  a uf tatsä ch l i c h  
w i rksame g e r i chtl i c he  Kontro l le .  Au s d i e se r  g ru nd g esetz l i c he n  Ga ra n t i e  fo lgt zu g le i ch da s  
Ve rfa ss u n gsge b ot, sowe it a ls mög l ich zu verh i n d e rn ,  d a ss d u rch d i e  sofort ige  Vo llz i e hung  
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einer hoheitlichen Maßnahme Tatsachen geschaffen werden, die auch dann, wenn sich die 
Maßnahme bei richterlicher Prüfung als rechtswidrig erweist, nicht mehr rückgängig 
gemacht werden können (vgl. BVerfGE 37, 150 <153> ; 65, 1 <70> ). Zwar gewährleistet 

< • 

Art. 19 Abs. 4 GG die aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen nicht schlechthin (vgl. 
BVerfGE 65, 1 <70> ), sodass es von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden ist, wenn der 
Gesetzgeber im Bereich des Strafvollzugs - im Gegensatz etwa zu der für die Anfechtung 

• von Verwaltungsakten im Verwaltungsprozess geltenden Regelung (§ 8�  VwGO) - die 
sofortige Vollziehung als Regel und die Aussetzung des Vollzugs als Ausnahme vorsieht, 
weil er grundsätzlich den sofortigen Vollzug der angeordneten Maßnahmen aus Gründen 

 des überwiegenden öffentlichen Interesses für geboten hält. Dabei mu.ss jedoch gewähr
leistet sein, dass der Betreffende umgehend e ine gerichtliche Entscheidung darüber her
beiführe n kann, ob im konkreten F�ll das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollzie
hung oder aber  das Interesse des Einzelnen an der Aussetzung de r Vollstreckung bis zur 
Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Maßnahme überwiegt. Bei dieser Abwägung fällt der 
Rechtsschutzanspruch des Bürge rs umso stärker ins Gewicht, j e  schwerer die ihm aufer
legte Belastung ist und je mehr die Maßnahme der Exekutive Unabänderliches bewirkt 
(vgl. BVerfGE 35, 382 <402> ; 37, 150 <153> ). 

Für die Gerichte ergeben sich aus der verfassungsrechtlich·en Gewährleistung effektiven 30 
Rechtsschutzes Anforderungen auch für den vorläufigen Rechtsschutz. D ie Auslegung und 
Anwendung der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen muss darauf ausgerichtet sein, 
dass sich der Rechtsschutz auch im Eilverfahren nicht in der bloßen Möglichkeit der Anru-
fung eines Gerichts erschöpft, sondern zu e fnerwirksamen Kontrolle in tatsächlicher und  
rechtlicher Hinsicht führt (vgl. BVerfGE 49, 220 <226 > ; 77, 275 <284> ; BVerfGK 1, 201 
<204 f.> ; 11, 54 <60> ). 

b) Die Auslegung und Anwendung des § 114 Abs. 2 StVollzG durch das Landgericht .ver- 31 
fehlt die oben dargelegten verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Gewährung 
effektiven Rechtsschutzes bei belastenden Maßnahmen. 

aa) Nach § 114 Abs. 2 StVollzG kann das Gericht den Vollzug einer angefochtenen Maß- 32 
nahm e aussetzen, wenn die Gefahr beste ht, dass die Verwirklichung eines Rechts des An
tragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert wird und ein höher zu bewertendes lnte- • 
resse an dem sofortigen Vollzug nicht entgegensteht (Satz 1). Das Gericht kann auch unter 
den Voraussetzungen des § 123 Abs. 1 • VwGO eine einstweilige Anordnung erlassen 
(Satz 2). Mit dieser Regelung differenziert der Gesetzgeber bei der·Gewä�1rung vorläufigen 
Re.chtsschutzes im Strafvollzug - ähnlich wie bei § §  80, 123 VwGO - nach dem Gegenstand 
der Hauptsache. Wendet sich der Antragsteller gegen eine ihn bei.astende Maßnahme, so 
kann das Gericht den Vollzug dieser Maßnahme schon unter den Voraussetzungen des 
§ 114 Abs. 2 Satz 1 StVol tzG aussetzen. Begehrt der Antragsteller dagegen die Verpflichtung 
zum Erlass einer von der Anstalt abgelehnten öder unterlassenen Maßnahme, so kommt 
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vo rlä ufi g e r  Re chtssc h utz n u r  u nte r d e n  Vo ra u ssetzu n g e n  v0n § 1 1 4  Ap . 2 Satz 2 StVo llzG ,  
• i 

§ 1 2 3  Ab s .  1 VwGO i n  Betra cht .   '' 

Beg e h rt e i n  Gefa n g e n e r  E i l rechtss ch utz g e g e n  e i n e  Ve r le g u n g ,  so g e ht es u m  d i e vo rlä u - 3 3  
fi g e  Au ssetz u n g  e i n e r  i h n  b ela ste n d e n  M a ß n a h m e .  D ie s  g i lt a u ch d a n n ,  we n n  d i e  Ve rle
g u n g - wie h i e r - b e re its vo l lzog e n  wu rd e  (vg l. BVe rfGK 8, 64 <65 f. > ; 1 1 ,  54 < 6 1 > ; BVe rfG , 
Besch lu ss d e r  3 .  Ka m me r  de s  Zwe iten S en ats vom 2 5 .  J u l i 1989  - 2 B,vR 896/89 - ,  j u r i s ;  
Besch luss der  2 .  Ka mmer  d es zwe ite n Se n ats vom 29 .  M a i  2 0 1 5  - 2 Bv R 869/15  - ,  Rn . 1 6 ;  
Besch luss d e r  2 .  Ka m m e r  d e s  zwe ite n S en ats v o m  2 3 .  J u li 2 0 1 5  - 2 BvR 48/1 5  - ,  Rn . 10 ) .  

b b )  vo r l ie g e n d  h at d as La n d g e r i cht von  e i n e r  I nte resse n a bwä g u n g  a b ge se h e n ,  we i l  d e r  34  
Beschwe rdefü h re r  b i s a uf d i e  b e h a u ptete Rechtsw id r ig ke it d e r Ver le g u n g se ntsche i d u n g  
n i chts d a zu vo rg etra g e n  h a be ,  dass  d e r  Vo llz ug  d e r  a n g efo chten e n  M a ßn a h m e  d i e Ve r
w i rk l i c h u n g  e i n es Re chts ve re i te le o d e r  wesent l i c h  e rs chwe re .  D i e s  g e n ü gt d e n  ve rfa s� 
s u n g s re chtl i ch e n  Anfo rd e ru n g e n  u nte r m e h re re n  Aspe kten  n i c ht .  

Zu n ä ch st geht d a s  La n d g e r i c ht o h n e  n ä h e re Beg rü n d u n g  offe n b a r  davon  a us ,  d i e  F ra g e  3 5  
d e r  Rechtswid r i g ke it d es Bes ch e i d s  v o m  2 2 .  J u n i  2022  kö n n e  fü r d i �; na ch § 1 14 Abs .  2 
Satz 1 StVo l lzG a n zu ste l le n d e  Abwä g u n g  h i n s i ch t li c h  e i n e r  Au ssetz u n g1 ' d e s  Sofo rtvo l lz ug s  
von vorn h e re i n  n i cht  vo n B e la ng se i n .  D i es i st u nzutreffe n d .  Im Ra h men  d e r  P rü fu n g ,  o b  
d i e Vo ra u ssetz u ng e n  d es § 1 1 4  Abs .  2 S atz 1 StVol lzG vo r l i e g e n ,  ka n n  a u ch e i n e  Ro lle sp i e -
len ,  o b  de r  Ant ra g ste l le r n a ch e i n e r  su m m a r i sch e n  P rüfu n g  m it se i n e m  Rechtsbe h e lf vo
ra uss i cht li c h  E rfo lg h a b e n  w i rd (vg l. BVe rfG K 7 ,  403 <409 > ; 1 1 ,  54 <62 > ; BVe rfG , B esch lu ss 
d e r  3. Ka m mer  d e s  zwe ite n S e n ats vom 3. M a i  2 0 1 2  - 2 BvR 2 3 5 5 / 10  u . a .  - ,  j u r i s , Rn . 1 8 ;  
Besch lu ss d e r  2 .  Ka m m e r  d e s  zwe ite n Se n ats v o m  2 1 .  J a n u a r 2 0 1 5  - 2 BvR 1 8 5 6/ 1 3  - ,  
Rn .  1 2 ;  Besch luss d e r  2 .  Ka m m e r  des zwe ite n Sen ats vom 29 . .  M a i  2 0 15 .,. 2 BvR 869/15  - ,  
Rn . 1 9 ;  Besch luss d e r  2 .  Ka m m e r  d es zwe iten S e n ats vom 2 3 .  J u l i 2 01 5  - 2 BvR 48/ 1 5  - ,  
Rn . 12 ) .  E rwe i st s i c h  e i n e  den  Antra g ste ller b e lasten d e  M a ßn a h m e  b e re its be i  e i n e r  su m
m a r i s ch e n  P rüfu n g  a ls offe n s i cht l i c h  re chtswid r i g ,  ka n n  ke i n  öffent l i c h es I nte resse a n  de -
re n sofo rt i g e r  Vo l lz i e h u n g  be steh e n . 

Des  Weite ren g re i ft  d i e  An n a h m e  d e s  La n d g e r i c hts zu ku rz, d er Beschwe rd efü h re r  h a b e  3 6  
n i chts z u  d e r  Gefa h r  vo rg et ra g e n ,  d ass d i e Ve rw i rk l. i c h u n g  se i n e r  Rechte ve re i te lt o d e r  we
sent l i c h  e rs chwert we rde .  Zum e i n e n  h at d er Besc hwe rd efü h re r  i n  se i n e r  fa ch g e r i chtli ch e n  
Antrag ssch r ift a u sg efü h rt, i m  Fa lle se i n e r  sofo rt i g en  Ver leg u n g .d roh e  d i e Gefa h r  la n g a n 
h a lte n d e r  g er i cht l i c h e r  Ve rfa h re n  ru n d  u m  se i n e Ver leg u n g ,  a n  d e re n  E n d e  womög l i ch d i e 
Rechtsw i d r i g ke it  d e r  Ver leg u n g  ste he ,  d ie sod a n n  m it sta rke r Ve rzö g e ru n g  rü ckg ä n g i g 
g e m a cht we rd e n  m üsste . Jed e n fa l ls d e r  Sa che  n a c h  z i e lte d i e s  a uf e i n e n  schwe ren  l� a c hte i l  
ab ,  d e r  i h m  i m  Fa lle d es Sofo rtvo l lz u g s  d e r  Ve rleg u n g sents che i d u ng d ro h e  u n d  d e r  b e i  d e r  
n a ch § 1 1 4  Abs .  2 Satz 1 StVo l lzG g e b ote n e n  Abwä g u n g  zu  be rü c ks i cht i g e n  se i [vg l .  a u ch 
Spa n i o l , i n :  Feest/Lest i n g/L i n d em a n n ,  Stra fvo l lzu g sgesetze , 8 . Aufl. 2022 ,  Te i l  IV § 1 1 4  
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StVollzG, Rn. 6 ;  Euler, in: Arloth, BeckO K Strafvollzugsrecht Bund, § 114 StVollzG, Rn. 5 
<August 2023> ). Zum anderen liegt es auf der Hand, dass eine gegen den Willen des be
troffenen Strafgefangenen erfolgende Verlegung einen bisweilen schwerwiegenden E.in- ' 

 g riff in dessen Grundrechtsposition jedenfalls aus Art. 2 Abs. 1 GG da rstellt (vgl. BVerfGK 6 ,  
26 0 <264> ; 8 ,  307 <309> ;  11 , 54 <59> ;  BVerfG, Beschluss der 1 .  Kammer des zweiten -
Senats vom 30. März 2021 - 2 BvR 134.4/20 -, juris, Rn. 19 ; Beschluss der 1. Kammer des 
zweiten Senats vom 17. August 2021 - 2 BvR 1368/20 -, Rn. 20). Eine Verlegung kann zu
dem auch die Resozialisierung des Strafgefangenen beeinträchtigen und somit dessen 
durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs.  1 GG vermittelten An.spructi auf einen Straf
vollzug , der auf das Ziel der Resozialisierung ausgerichtet ist (vgl. BVerfGE 98, 169 <20� > ;  
116,  69 <85> ;  BVerfG, Urteil des zweiten Senats vom 20.  Juni 2023 - 2 BvR 166/16 u.a .  - ,  
Rn. 154), berühren (vgl. BVerfGK 6, 260 <264>; 8, 30 7 <309>;  BVerfG, Beschluss der 1. Kam..: 

 mer des zweiten Senats vom 30 . März 2021 - 2 BvR 1344/20 -, juris, Rn. 19). Zwar kann die 
Verlegung selbst gegebenenfalls wieder rückgängig g�macht werden. Für die Rechtsbe
einträchtigungen, die de.r. l n.haftierte für die Dauer einer rechtswidrigen Verlegung erlei-' 
det, gilt dies jedoch nich{:Diese ·Beeinträchtigungen für die 1orzunehmende Folgenabwä
gung völlig a u ßerAtht 2'.JJ lass�n und eine lnteresseriabwägung folglich nicht durchzufüh-

.  � ' .  
. . . • 

ren, wird den Anforderungen, die Art. 19 Abs. 4 GG an die Gewährun'g effektiven Rechts-
schutzes stellt, nicht gerecht. 

Schließlich wird auch ein etwaiges Interesse am sofortigen Vollzug der Maßnahrr1e im 37 
angegriffenen Beschluss nicht da rgelegt. Vor dem Hinterg rund des vorstehenden konnte 

  ' 

die Strafvollstreckungskammer .diese Fra ge aber nicht offenlassen (vgl. BVerfG, Beschluss 
der 2. Kammer des zweiten Senats vom 29. Mai 2015 :- 2 BvR 869/15 -, Rn. 19). 

Indem das Gericht die Vorschrift des § 114 Abs. 2 Satz 1 StVollzG somit in einer Weise aus- 38 
gelegt hat, die fü r die verfa ssungs rechtlich gebotene Abwägung zwischen dem öffentli-
chen Interesse an der sofortigen Vollziehung und dem Interesse des Beschwerdeführers an 
einer Aussetzung der Verlegung keinen Raum lässt, hat es den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an einen effektiven vorläufigen Rechtsschutz nicht genügt. 

2. Da die Verfassungsbeschwerde bereits wegen der Verletzung v□.n Art. 19 Abs. 4 GG 39 
Erfolg hat, bedarf es keiner Entscheidung,  ob der angeg riffene Beschluss weitere Grund
rechte oder g rundrechtsgleiche Rechte des Beschwerdefüh rers verletzt. 

IV. 

1. Gemäß § 93c Abs. 2 in Verbindung mit § 95 Abs. 2 BVerfGG ist die angegriffene Entschei- 40 
dung aufzuheben und die Sache an das Landgericht Chemnitz zurückzuverweisen . 

2. Die Entscheidung über die Erstattung der notwendigen Ausla gen beruht auf § 34a 41 
Abs. 2 BVerfGG. Mit dieser Anordnung e·rledigt sich der Antrag des Beschwerdeführers auf 
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11

1 

Bewi l l i g ung  von Prozesskoste n h i lfe· unter Be io rd n u n g  se i n �  1 Bevo llmä cht igten 
'::i ! 

(vg l. BVe rfGE 62 ,  392  <397> ;  69 1 248 <2S 7 > ; 7 1 ,  122 <136  f. > ; 105 ,  !z 9 <252 > ; 1 35 ,  259  · 
<299 Rn .  83 >·; 1 51 ,  6 7 <97 Rn.  80> ) .  

D i e  Festsetzu n g  des Geg�nstandswerts fü r d i e anwaltliche  Tät ig ke it stützt s i ch auf § 3 7   42 
Abs. 2 Satz 2, § 14 Abs .  1 RVG i n  Ve rb i n d u n g  m it den  G ru ndsätzen übe r  � i e  Festsetzung  des 
Gege nsta ndswe rts im ·ve rfa ssungsger i chtli chen Verfah ren  (vg l. BVerfGE;7 9, 365 <366 ff. > ) .  

 Kön ig  Ma idowski 
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